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PRESSEMITTEILUNG 

Berlin, den 14. Juli 2026 

Reform des Kindschaftsrechts: Einige gute Ansätze, 
aber auch erheblicher Nachbesserungsbedarf 

eaf nimmt Stellung zum Referentenentwurf des KiMoG 

Der vom Bundesjustizministerium vorgelegte Entwurf für ein Kindschaftsrechtsmodernisierungs-

gesetz (KiMoG) beinhaltet aus Sicht der evangelischen arbeitsgemeinschaft familie e. V. (eaf) 

viele gute Ansätze zur Schaffung eines besseren Gewaltschutzes. An einigen entscheidenden 

Stellen allerdings wird der Weg zu gesetzgeberischer Klarheit nicht konsequent bis zum Ende 

gegangen. 

„Im Bereich häuslicher Gewalt muss stärker mit gesetzlichen Regelvermutungen gearbeitet 

werden“, so eaf-Bundesgeschäftsführerin Nicole Trieloff. „Bei Gewalt gegenüber dem Kind oder 

dem anderen Elternteil kommt in der Regel weder ein gemeinsames Sorgerecht in Betracht noch 

ist der Umgang mit dem gewaltausübenden Elternteil kindeswohldienlich. Im Ausnahmefall kann 

eine andere Entscheidung angebracht sein, aber dann muss genau hingeschaut und gut 

begründet werden. Das sollte klar im Gesetz stehen. Hier sehen wir einiges an Nachbesserungs-

bedarf.“ 

Über den Gewaltschutz hinaus sieht die eaf bei weiteren Regelungen Änderungsbedarf: 

Die gerichtliche Anordnung eines paritätischen Wechselmodells gegen den Willen eines 

Elternteils oder bei häuslicher Gewalt ist aus Sicht der eaf in der Regel nicht kindeswohldienlich 

und kommt deshalb regelmäßig nicht in Betracht. Auch dies sollte gesetzlich vermutet werden. 

„Zudem sehen wir die geplante Alleinentscheidungsbefugnis jedes Elternteils in Angelegen-

heiten des täglichen Lebens besonders in symmetrischen Wechselmodellen mit einigen 

Bedenken“, führt Trieloff weiter aus. „Diese Regelung sendet die Botschaft: Im Alltag macht jeder 

Elternteil sein Ding. Wenn die Eltern jedoch für das Kind ein Leben in zwei getrennten Welten 

aufbauen, kann dies zu einem für das Kind schädlichen „parallelen Coparenting“ führen. Gerade 

in einem symmetrischen Wechselmodell ist deshalb ein Konsens der Eltern auch in 

Angelegenheiten des täglichen Lebens wichtig.“ 

Die im Entwurf vorgesehene automatische gemeinsame Sorge durch Vaterschaftsanerkennung 

mit Widerspruchsmöglichkeit lehnt die eaf ab: „Die gemeinsame Sorgeerklärung unverheirateter 

Eltern ist sinnvoll und hat sich aus unserer Sicht bewährt. Deshalb plädieren wir dafür, beim 

Status Quo zu bleiben“, erklärt Trieloff. „Selbst Kosteneinsparungen in der Verwaltung sind nicht 
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zu erwarten. Im Gegenteil: Stellt man die durch den Wegfall der Sorgeerklärung eingesparten 

Kosten denen gegenüber, die durch die dann nötige Belehrung über die Rechtsfolgen der 

Vaterschaftsanerkennung, den Widerspruch und die in der Folge zu erwartenden Streitigkeiten 

und Beratungen neu anfallen, muss mit einem zusätzlichen Kostenaufwand von 193.000 Euro 

gerechnet werden. Den geringen Zeitaufwand der Eltern von 10,5 Minuten pro Person halten wir 

für zumutbar. Dadurch werden die Eltern entlastet, die bereits durch einen Konflikt mit dem 

anderen Elternteil belastet sind.“ 

Das neue Recht des Kindes auf Umgang mit einem leiblichen, nicht rechtlichen Elternteil 

begrüßt die eaf. Hier liegt das Recht beim Kind und der Wunsch geht von ihm und gegebenenfalls 

seinen rechtlichen Eltern aus. Dieser Umgang kann der Identitätsfindung und Kenntnis der 

leiblichen Abstammung dienen und es ist nicht zu befürchten, dass ein Dritter Konflikte in die 

soziale Familie trägt.  

Kritischer sieht die eaf die neuen Umgangsrechte auf Seiten der leiblichen, nicht rechtlichen 

Eltern: „Insbesondere sehen wir speziell bei Fremdadoptionen ein gesetzliches Umgangsrecht für 

den leiblichen Elternteil, der in die Adoption eingewilligt hat, kritisch,“ sagt Trieloff. „Nach 

jetzigem Stand der Erfahrungen aus der evangelischen Adoptionsvermittlung wäre es – auch 

unter Berücksichtigung der überwiegenden Wünsche und Bedarfe aller Beteiligten – sinnvoll, 

wenn persönliche Umgangskontakte weiterhin nur mit dem Einverständnis der Adoptiveltern 

möglich sind. Hier sollte der Wunsch nach Umgang von Kind und Adoptivfamilie ausgehen und 

nicht vom leiblichen Elternteil gerichtlich erzwungen werden können. Im Gegenzug würden wir 

die Adoptiveltern gerne zur Weitergabe allgemeiner Informationen an die leiblichen Eltern 

verpflichten.“ 

>>Stellungnahme der eaf zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Reform des 

Kindschaftsrechts (Kindschaftsrechtsmodernisierungsgesetz – KiMoG) 

Ansprechpartnerin: Sigrid Andersen, E-Mail: Andersen@eaf-bund.de 

Die evangelische arbeitsgemeinschaft familie e. V. (eaf) ist der familienpolitische Dachverband 

in der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD).  
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